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AfD-Hype in Brandenburg:
Verfassungsschutz zieht Beobachtung

zurück!
Bundesamt für Verfassungsschutz stuft AfD vorläufig nicht

mehr als „gesichert rechtsextrem“ ein. Verschiedene
Entwicklungen in Brandenburg.

Brandenburg, Deutschland - Die politische Landschaft in
Deutschland steht derzeit unter erheblichem Druck, besonders
in Bezug auf die Alternative für Deutschland (AfD). Laut 
compact-online teilte das Bundesamt für Verfassungsschutz
mit, dass die AfD bis auf Weiteres nicht mehr als „gesichert
rechtsextrem“ eingestuft wird. Diese Entscheidung folgt der
Rücknahme der entsprechenden Einstufung durch das
Brandenburgische Landesamt für Verfassungsschutz.

Die Veränderungen im Verfassungsschutz wurden durch die
Entlassung des VS-Chefs Jörg Müller ausgelöst. Er informierte die

https://www.compact-online.de/brandenburg-vs-beobachtung-vorlaeufig-ausgesetzt/


SPD-Innenministerin Katrin Lange nicht über die Einstufung, was
zu ihrem Rücktritt führte. Infolgedessen wird die Beobachtung
der AfD durch den Verfassungsschutz vorläufig eingestellt.

Rechtlicher Kontext und Klagen

Der Brandenburger AfD-Landesverband hat bereits Klage gegen
seine frühere Einstufung eingereicht, wodurch er bis zur
endgültigen Entscheidung nicht mehr als „gesichert
rechtsextremistisch“ bezeichnet werden kann. Dies könnte sich
als strategischer Vorteil für die Partei erweisen, die, trotz der
politischen Herausforderungen, weiterhin an Zuspruch gewinnt.

Der Verfassungsschutz, als deutsches Inlandsgeheimdienst mit
der Aufgabe, die freiheitliche demokratische Grundordnung zu
schützen, hat die AfD zuvor als „gesichert rechtsextremistisch“
eingestuft. Dies beruhte auf einem umfassenden 1.100-seitigen
Gutachten, in dem öffentliche Äußerungen von AfD-Mitgliedern
dokumentiert wurden. Diese Positionen wurden als völkisch-
nationalistisch und demokratiefeindlich bewertet, wie aus
Informationen von ndr.de hervorgeht.

Einstufung und Auswirkungen

Die Einstufung von Parteien durch den Verfassungsschutz erfolgt
in drei Kategorien: Prüffall, Verdachtsfall und gesicherte
extremistische Bestrebung. Wobei die AfD von mehreren
Landesämtern als Verdachtsfall und in einigen Bundesländern,
darunter Brandenburg, als „gesichert rechtsextremistisch“
kategorisiert wurde. Dies sind aktuelle Zahlen, die einen Anstieg
des rechtsextremistischen Personenpotenzials in Deutschland
abbilden, das Ende 2023 bei 40.600 Personen liegt, wie der 
Verfassungsschutz berichtet.

Zudem zeigt der Bericht, dass rechtsextremistische Straftaten
2022 zugenommen haben, einschließlich eines Anstiegs um 22,4
Prozent auf insgesamt 25.660 Straftaten. Gewalttaten nehmen
dabei ebenfalls zu, mit 1.148 gemeldeten Vorfällen.

https://www.ndr.de/nachrichten/info/AfD-und-Verfassungsschutz-Das-Wichtigste-ueber-das-Gutachten,verfassungsschutz838.html
https://www.verfassungsschutz.de/DE/verfassungsschutz/der-bericht/vsb-rechtsextremismus/vsb-rechtsextremismus_node.html


Die politische Diskussion um die AfD und mögliche
Verbotsverfahren wird durch die Haltung von SPD-Chef Lars
Klingbeil angeheizt, der ein solches Verfahren befürwortet. Die
CDU hat dagegen ein Veto gegen das Verfahren eingelegt, doch
die Situation bleibt angespannt und könnte sich jederzeit
ändern.

Trotz der Widersprüche in der politischen Landschaft und der
rechtlichen Herausforderungen, behält die AfD ihre Relevanz in
der deutschen Politik, während die Debatten um die
rechtsextremistischen Tendenzen in Parteien und Gesellschaft
weiterhin an Intensität gewinnen.
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